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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
29. Juli 2004 
 
 
 
 
 

Az:  B 4 RA 12/04 R 

 

 

 
..............................................., 
 
 

Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte -Versorgungsträger für 
die Zusatzversorgungssysteme-, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

29. Juli 2004 durch den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r ,   die Richterin 

T ü t t e n b e r g   und den Richter   H u s m a n n   sowie die ehrenamtlichen 

Richter   S i l l e r   und   B u s c h 

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Thüringer Landessozialgerichts 

vom 26. Januar 2004 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten auch des Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte als Versorgungsträger für das Zu-

satzversorgungssystem nach Nr 1 der Anlage 1 zum AAÜG verpflichtet ist, Beschäfti-

gungszeiten des Klägers als Zeiten der Zugehörigkeit zur Altersversorgung der techni-

schen Intelligenz (AVItech) und die in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsverdienste festzu-

stellen. 

 

Der 1946 geborene Kläger war auf Grund eines erfolgreichen Studiums in der Fachrich-

tung Elektrotechnik von 1967 bis 1970 berechtigt, den Titel eines "Ingenieurökonoms" zu 

führen. Von 1970 bis 1974 war er als Ingenieurökonom und bis 13. Juni 1990 als Mate-

rialbeschaffer im VEB Rationalisierung G.                            , tätig. Die Rechtsfähigkeit des 

Betriebs erlosch am 13. Juni 1990; der Betrieb wurde zu diesem Zeitpunkt von Amts we-

gen im Register der volkseigenen Wirtschaft gelöscht. Der Kläger war anschließend bis 

zum 30. September 1990 in einer der vier (privatisierten) Nachfolgegesellschaften, näm-

lich der T.                     GmbH, weiterbeschäftigt. 

 

Auf Grund seiner Beschäftigungen in der DDR war der Kläger in der Sozialpflichtversiche-

rung bzw ab 1. Juli 1990 in der gesetzlichen Sozialversicherung versichert. In die AVItech 

oder in ein anderes Versorgungssystem war er nicht einbezogen worden. 

 

Seinen Antrag, die Beschäftigungszeiten vom 1. September 1970 bis 30. Juni 1990 als 

Zugehörigkeitszeiten zur AVItech sowie die entsprechenden Arbeitsverdienste festzustel-

len, lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 14. September 2000 in Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 5. Januar 2001). Das SG Altenburg hat die Beklagte unter Auf-

hebung des angefochtenen Bescheides verpflichtet, die strittigen Zeiten als Zugehörig-

keitszeiten zur AVItech und die dabei erzielten Arbeitsentgelte festzustellen (Urteil vom 

26. Februar 2002). Das Thüringer LSG hat die erstinstanzliche Entscheidung aufgehoben 

und die Klagen abgewiesen (Urteil vom 26. Januar 2004). Zur Begründung hat das LSG 

ausgeführt, der Kläger falle nicht unter den Anwendungsbereich des § 1 Abs 1 Satz 1 

AAÜG, weil er für den streitumfänglichen Zeitraum keine Versorgungszusage erhalten 

habe und mit ihm auch kein Einzelvertrag mit konkreter Aussicht, bei Eintritt des Versor-

gungsfalls Leistungen zu erhalten, abgeschlossen worden sei. Die Beschäftigungszeiten 

vom 31. März 1980 bis 18. Februar 1983 könnten nicht gemäß § 5 Abs1 AAÜG als Zuge-

hörigkeitszeiten zur AVItech berücksichtigt werden, denn sein Betrieb sei vor dem Stich-

tag des 30. Juni 1990, nämlich am 13. Juni 1990, in eine GmbH umgewandelt worden. 

Auch § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG führe zu keinem anderen Ergebnis. Der Kläger sei vor dem 

30. Juni 1990 nicht in ein Versorgungssystem einbezogen gewesen und habe dem-

gemäss eine entsprechende Rechtsposition nicht verlieren können. 
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Mit seiner Revision rügt der Kläger eine Verletzung der §§ 1, 5 bis 8 AAÜG. Er trägt vor, 

er werde vom Anwendungsbereich des AAÜG erfasst, da er am Stichtag des 30. Juni 

1990 eine Versorgungsanwartschaft besessen habe. Auch das LSG sei davon ausgegan-

gen, dass er insoweit die persönlichen und fachlichen Voraussetzungen erfülle. Entgegen 

der Auffassung des LSG sei auch die betriebliche Voraussetzung gegeben gewesen. 

Auch die Beklagte räume ein, dass sein ehemaliger Arbeitgeber, der VEB Rationalisie-

rung G.                             , ein industrieller Produktionsbetrieb gewesen sei. Die Umwand-

lung in eine GmbH am 13. Juni 1990 sei unschädlich. Sie sei in Anwendung der "Verord-

nung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in 

Kapitalgesellschaften" vom 1. März 1990 erfolgt. Nach deren Regelungen sei der umge-

wandelte Betrieb Rechtsnachfolger des vorhergehenden VEB geworden. Mit einer sol-

chen Rechtsnachfolge sei der Übergang aller Rechte und Pflichten aus bestehenden 

Arbeitsverhältnissen verbunden, und zwar einschließlich der Versorgungsansprüche. Im 

Übrigen unterfalle er dem AAÜG auch auf Grund des § 1 Abs 1 Satz 2. Wenn das LSG 

gemeint habe, die Umwandlung in eine GmbH habe "den Verlust des betrieblichen Gel-

tungsbereichs" bedeutet, so sei der Kläger im Sinne der Versorgungsordnung "ausge-

schieden". In einem solchen Fall gelte der Verlust (der Versorgungsanwartschaft) als nicht 

eingetreten. Im Übrigen sei das angefochtene Urteil auch mit einem wesentlichen 

Verfahrensmangel behaftet. Das LSG habe ausdrücklich nur über den Beschäftigungs-

zeitraum vom 31. März 1980 bis 18. Februar 1983 befunden. Demgegenüber habe das 

SG über den gesamten geltend gemachten Zeitraum vom 1. September 1970 bis 30. Juni 

1990 entschieden. Das Urteil des LSG lasse nicht erkennen, warum die erstinstanzliche 

Entscheidung für die Zeit vor dem 31. März 1980 bzw nach dem 18. Februar 1983 aufge-

hoben worden sei. 

 

Der Kläger beantragt, 

das Urteil des Thüringer LSG vom 26. Januar 2004 aufzuheben und die Berufung 

der Beklagten gegen das Urteil des SG Altenburg vom 26. Februar 2002 zurückzu-

weisen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend. Ergänzend trägt sie vor, dass der 

frühere Betrieb des Klägers, nämlich der VEB Rationalisierung G.         , entgegen seinem 

Namen nicht ein Rationalisierungs-, sondern industrieller Produktionsbetrieb gewesen sei. 

Versorgungsrechtlich komme es aber allein auf den Beschäftigungsbetrieb am 30. Juni 

1990 an. Seit dem 13. Juni 1990 sei der Kläger nicht in einem VEB, sondern einer GmbH 

beschäftigt gewesen. Insoweit habe der Senat bereits am 9. April 2002 (B 4 RA 3/02 R) 

entschieden, dass Betriebe in der Rechtsform einer GmbH nicht vom betrieblichen Gel-
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tungsbereich der AVItech erfasst worden seien. Ob der Gesetzgeber der DDR im Rah-

men der Privatisierung der volkseigenen Wirtschaft verpflichtet gewesen wäre, versor-

gungsspezifische Regelungen zu treffen, sei unerheblich; entscheidend sei, dass er der-

artige Bestimmungen nicht getroffen habe. Soweit bei der Umwandlung des VEB in eine 

GmbH Rechte und Pflichten aus bestehenden Arbeitsverhältnissen auf den Nachfolge-

betrieb übergegangen seien, möge dies für arbeitsrechtliche Regelungen zutreffen. Das 

AAÜG regele jedoch, wie in den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der DDR er-

worbene Ansprüche und Anwartschaften in die gesetzliche Rentenversicherung überführt 

würden. Arbeitsrechtliche Regelungen beinhalte dieses Gesetz nicht. Auch in der DDR sei 

das Arbeitsrecht nicht in Versorgungsordnungen, sondern im Arbeitsgesetzbuch geregelt 

gewesen. Entgegen der Auffassung des Klägers sei § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG nicht an-

wendbar; er habe in der DDR keine Versorgungsberechtigung erworben, die wegen Aus-

scheidens hätte erlöschen können. 

 

 

II 

 

Die Revision ist unbegründet. 

 

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist das Begehren des Klägers, das Urteil des LSG 

aufzuheben und die Berufung der Beklagten gegen das klagestattgebende Urteil des SG 

zurückzuweisen. In der Sache strebt er an, die erstinstanzliche Entscheidung zu bestäti-

gen.  

 

Das Urteil des LSG verletzt zwar Bundesrecht, auf Grund der von ihm getroffenen Fest-

stellungen erweist sich die angefochtene Entscheidung jedoch im Ergebnis als zutreffend. 

 

1. Der Kläger hat zulässig und begründet gerügt, dass das Berufungsurteil auf einem 

Verfahrensmangel beruht. Dessen Entscheidungsgründe decken nicht den Urteilsaus-

spruch. 

 

Gegenstand des Berufungsverfahren war das Urteil des SG vom 26. Februar 2002, in 

dem das SG die Beklagte unter Aufhebung des ablehnenden Verwaltungsaktes im Be-

scheid vom 14. September 2000 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. Januar 

2001 verpflichtet hat, die Beschäftigungszeiten vom 1. September 1970 bis 30. Juni 1990 

als Zeiten der Zugehörigkeit zur AVItech und die dabei erzielten Arbeitsverdienste festzu-

stellen. Gegen die erstinstanzliche Entscheidung hat allein die Beklagte Berufung einge-

legt. Ihr Berufungsbegehren zielte auf die vollständige Aufhebung des SG-Urteils und Ab-

weisung der Klagen bezüglich des gesamten streitbefangenen und vom SG ausgeurteil-

ten Zeitraums. Nach dem Ausspruch (Tenor) des Berufungsurteils hatte die Berufung der 

Beklagten in vollem Umfang Erfolg, denn das LSG hat ohne Einschränkungen die erst-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 
 

 
- 6 - 

instanzliche Entscheidung aufgehoben und die Klagen abgewiesen. Zu Recht hat der Klä-

ger gerügt, dass die Entscheidungsgründe des Berufungsurteils diesen Ausspruch nicht 

tragen und das LSG damit seine Begründungspflicht verletzt hat (§§ 128 Abs 1 Satz 2, 

136 Abs 1 Nr 6, 202 SGG iVm § 313 Abs 3 ZPO). Das Berufungsurteil kann auf diesem 

Mangel beruhen. 

 

Die Entscheidungsgründe des Berufungsurteils könnten zunächst vermuten lassen, dass 

das LSG über den gesamten vom SG ausgeurteilten Zeitraum entscheiden wollte. Denn 

es hat ausgeführt, dass der Kläger "für den streitumfänglichen Zeitraum" keine Versor-

gungszusage erhalten und mit ihm auch kein Einzelvertrag mit konkreter Aussicht, bei 

Eintritt des Versorgungsfalls Leistungen zu erhalten, abgeschlossen worden sei. Aller-

dings hat es diesen Zeitraum nicht näher konkretisiert. Mit Blick auf den Urteilsausspruch 

könnte dies darauf hindeuten, dass das LSG über den gesamten vom SG ausgeurteilten 

Zeitraum vom 1. September 1970 bis 30. Juni 1990 entscheiden wollte. Berücksichtigt 

man die sich anschließenden Ausführungen, könnte jedoch der Eindruck entstehen, das 

LSG habe nur über die Zeit vom "31. März 1980 bis 18. Februar 1983" entschieden. 

 

Ausgehend von der Systematik und Dogmatik des AAÜG ist allerdings zu beachten, dass 

das LSG seine Aussagen zu dem von ihm zu Grunde gelegten Streitgegenstand jeweils in 

einem anderen juristischen Zusammenhang gemacht hat. Die Aussage zum nicht näher 

konkretisierten "streitumfänglichen Zeitraum" findet sich in dem Teil der Entscheidungs-

gründe, in dem das LSG offensichtlich prüfen wollte, ob der Kläger unter den persönlichen 

Anwendungsbereich des AAÜG fällt, denn unmittelbar vor diesen Ausführungen zeigt das 

LSG den nach seiner Auffassung maßgeblichen abstrakten Regelungsinhalt des § 1 

Abs 1 Satz 1 AAÜG auf. Dessen Voraussetzungen verneint es allein mit dem Hinweis 

darauf, dass der Kläger keine Versorgungszusage erhalten habe und mit ihm auch kein 

Einzelvertrag mit einer entsprechenden Vereinbarung geschlossen worden sei. Des 

Weiteren verneint es an späterer Stelle in den Entscheidungsgründen eine Anwendung 

des AAÜG auch deshalb, weil es die Voraussetzungen des § 1 Abs 1 Satz 2 aaO (Fall der 

gesetzlichen Fiktion einer Versorgungsanwartschaft) nicht als erfüllt angesehen hat. 

 

Allein diese Begründungen stützen den Urteilstenor noch nicht. Denn das LSG hätte nach 

seiner Rechtsansicht auch prüfen müssen, ob der Kläger am 1. August 1991, also bei In-

krafttreten des AAÜG, Inhaber einer fingierten Versorgungsanwartschaft war, die sich aus 

einer vom Senat vorgenommenen erweiternden verfassungskonformen Auslegung des 

§ 1 Abs 1 AAÜG herleitet (hierzu ua: Urteile des Senats vom 9. April 2002, SozR 3-8570 

§ 1 Nr 2 und 7). Zwar will das LSG in seinen abstrakten Ausführungen zu § 1 Abs 1 

Satz 1 AAÜG auf diese Rechtsprechung des Senats wohl Bezug nehmen, indem es unter 

Hinweis auf das Urteil des Senats vom 9. April 2002 (B 4 RA 41/01 R, SozR 3-8570 § 1 

Nr 6) sinngemäß ausführt, dass auch Nichteinbezogene unter den Anwendungsbereich 

des AAÜG fallen, wenn sie aus bundesrechtlicher Sicht rückschauend einen Anspruch auf 
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eine Versorgungszusage (gemeint: auf Einbeziehung in das Zusatzversorgungssystem) 

gehabt haben. Ungeachtet dessen, dass der Senat seine erweiternde verfassungskon-

forme Auslegung nicht nur aus dem Satz 1 des § 1 Abs 1 AAÜG, sondern aus einer Ge-

samtschau der Sätze 1 und 2 aaO hergeleitet hat, um insbesondere einen ansonsten 

nicht zu beseitigenden Widerspruch zu Satz 2 aaO auszuräumen, lassen die Entschei-

dungsgründe des Berufungsurteils auch nicht andeutungsweise erkennen, warum die 

Voraussetzungen einer fingierten Versorgungsanwartschaft verneint und warum im Er-

gebnis das Urteil des SG aufgehoben und die Klagen abgewiesen worden sind.  

 

Die weiteren Ausführungen des LSG zu § 5 Abs 1 AAÜG sind weder rechtlich noch tat-

sächlich nachvollziehbar. Wenn bereits das Vorliegen der Voraussetzungen des § 1 Abs 1 

AAÜG verneint wird, ist kein Raum für eine Prüfung des § 5 AAÜG. Nur wenn in einem 

ersten (rechtlichen) Prüfungsschritt bejaht wird, dass der Kläger unter den persönlichen 

Anwendungsbereich des AAÜG fällt, ist in einem zweiten Schritt zu prüfen, ob er 

Beschäftigungszeiten zurückgelegt hat, die einem Zusatzversorgungssystem, hier der 

AVItech, zuzuordnen sind. Im Übrigen ist nicht verständlich, warum das LSG seine (recht-

lich fehlerhafte) Prüfung tatsächlich auf die Zeit vom 31. März 1980 bis 18. Februar 1983 

begrenzt hat. 

 

Sowohl die Abfolge der vom LSG vorgenommenen rechtlichen Prüfung (zunächst des § 1 

Abs 1 Satz 1 AAÜG, dann des § 5 Abs 1 aaO und schließlich wieder des § 1 Abs 1 Satz 2 

aaO) als auch deren Inhalt zeigen, dass das LSG eine nachvollziehbare Begründung für 

den Urteilsausspruch nicht gegeben hat. 

 

2. Obwohl das angefochtenen Berufungsurteil Bundesrecht verletzt, da es auf einem 

Verfahrensmangel beruht und die Revision des Klägers insoweit begründet ist, war in der 

Sache zu entscheiden (§ 170 Abs 1 Satz 2 SGG); denn auf Grund der vom LSG getroffe-

nen bindenden Feststellungen erweist sich die Revision letztlich als unbegründet und ist 

deshalb zurückzuweisen. 

 

Der Kläger verfolgt sein Begehren zulässig in Kombination von Anfechtungs- und Ver-

pflichtungsklagen (§ 54 Abs 1 SGG). Die Klagen sind unbegründet. Im Bescheid vom 

14. September 2000 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. Januar 2001 hat die 

Beklagte zu Recht den Erlass des vom Kläger erstrebten feststellenden Verwaltungsaktes 

abgelehnt. 

 

In dem Verfahren nach § 8 AAÜG, das einem Vormerkungsverfahren nach § 149 Abs 5 

SGB VI ähnlich und außerhalb des Rentenverfahrens durchzuführen ist (dazu stellv: Urteil 

des Senats vom 18. Juli 1996, SozR 3-8570 § 8 Nr 2), ist die Beklagte nur dann zu den 

vom Kläger begehrten Feststellungen verpflichtet, wenn dieser dem persönlichen Anwen-

dungsbereich des AAÜG unterfällt (§ 1 Abs 1 AAÜG). Erst wenn dies zu bejahen ist, ist in 
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einem weiteren Schritt festzustellen, ob er Beschäftigungszeiten zurückgelegt hat, die 

einem Zusatzversorgungssystem, hier der AVItech, zuzuordnen sind (§ 5 AAÜG).  

 

Gemäß § 1 Abs 1 AAÜG gilt das Gesetz für Ansprüche und Anwartschaften (= Versor-

gungsberechtigungen), die auf Grund der Zugehörigkeit zu Versorgungssystemen im Bei-

trittsgebiet erworben worden sind (Satz 1). Soweit die Regelungen der Versorgungs-

systeme einen Verlust der Anwartschaft bei Ausscheiden aus dem Versorgungssystem 

vor dem Leistungsfall vorsahen, gilt dieser Verlust als nicht eingetreten (Satz 2).  

 

a) Der Kläger war bei Inkrafttreten des AAÜG am 1. August 1991 nicht Inhaber einer er-

worbenen Versorgungsberechtigung im Sinne des § 1 Abs 1 Satz 1 AAÜG. 

 

Einen "Anspruch" auf Versorgung (= Vollrecht) hat er bei Inkrafttreten des AAÜG am 

1. August 1991 nicht gehabt. Denn schon ein "Versorgungsfall" (Alter, Invalidität) war bis 

zu diesem Zeitpunkt nicht eingetreten. Er war zu diesem Zeitpunkt auch nicht Inhaber 

einer bestehenden Versorgungsanwartschaft. Dies hätte vorausgesetzt, dass er in das 

System einbezogen gewesen wäre. Diese Voraussetzungen lagen nach den für den 

Senat bindenden Feststellungen des LSG nicht vor. 

 

b) Auch der Tatbestand des § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG ist nicht erfüllt. Der Kläger war nach 

den Feststellungen des LSG zu keinem Zeitpunkt vor dem 30. Juni 1990 in ein Versor-

gungssystem einbezogen und vor Eintritt des Leistungsfalls ausgeschieden (Fall einer 

gesetzlich fingierten Versorgungsanwartschaft). Soweit der Kläger meint, die Umwand-

lung des bisherigen VEB in eine GmbH im Juni 1990 stehe einem Ausscheiden aus ei-

nem Versorgungssystem im Sinne des § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG gleich, verkennt er die in-

haltliche Bedeutung dieser Norm. Ein Anwendungsfall einer gesetzlich fingierten Anwart-

schaft ist nicht schon dann gegeben, wenn ein Werktätiger auf Grund einer Beschäftigung 

in der DDR zu irgend einem Zeitpunkt vor dem 30. Juni 1990 die materiell-rechtlichen 

Voraussetzungen für eine Einbeziehung erfüllt hatte, sondern der Betroffene muss nach 

den Regeln des Versorgungssystems tatsächlich einbezogen worden und nach erfolgter 

Einbeziehung später ausgeschieden sein. Nach § 3 Abs 5 der Zweiten Durchführungsbe-

stimmung zur Verordnung über die zusätzliche Altersversorgung der technischen Intelli-

genz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben vom 24. Mai 1951 (GBl 

S 487; nachfolgend: 2. DB) erfolgte die Erteilung einer Versorgungszusage ausschließlich 

durch Aushändigung eines "Dokumentes über die zusätzliche Altersversorgung". Ein sol-

ches Dokument (regelmäßig in Form einer Versicherungsurkunde) ist dem Kläger nicht 

ausgehändigt worden. Mangels einer wirksamen vorherigen Einbeziehung konnte der 

Tatbestand des Ausscheidens im Sinne von § 1 Abs 1 Satz 2 AAÜG von vornherein nicht 

erfüllt werden.  
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c) Der Kläger war am 1. August 1991 auch nicht Inhaber einer fingierten Versorgungsan-

wartschaft, wie sie sich aus einer vom Senat vorgenommenen erweiternden verfassungs-

konformen Auslegung des § 1 Abs 1 AAÜG herleitet. 

 

Bei Personen, die am 30. Juni 1990 in ein Versorgungssystem nicht einbezogen waren 

und die nachfolgend auch nicht auf Grund originären Bundesrechts (zB Art 17 Einigungs-

vertrag) einbezogen wurden, ist zu prüfen, ob sie aus der Sicht des am 1. August 1991 

gültigen Bundesrechts nach den am 30. Juni 1990 gegebenen Umständen einen An-

spruch auf Erteilung einer Versorgungszusage gehabt hätten (hierzu: Urteile des Senats 

vom 9. April 2002, SozR 3-8570 § 1 Nr 2 und 7). 

 

Ein solcher Anspruch hängt im Bereich der AVItech gemäß § 1 der Verordnung über die 

zusätzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen 

gleichgestellten Betrieben (nachfolgend: VO-AVItech) vom 17. August 1950 (GBl S 844) 

und der 2. DB von drei Voraussetzungen ab (vgl hierzu ua: Urteile des Senats vom 

9. April 2002, SozR 3-8570 § 1 Nr 2 und 6). Generell war dieses System eingerichtet für  

 

(1) Personen, die berechtigt waren, eine bestimmte Berufsbezeichnung zu führen, 

(persönliche Voraussetzung), und 

(2) die entsprechende Tätigkeit tatsächlich ausgeübt haben (sachliche Voraussetzung), 

und zwar 

(3) in einem volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens oder in 

einem diesen gleichgestellten Betrieb (betriebliche Voraussetzung). 

 

Es kann dahin stehen, ob der Kläger die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen 

erfüllt hat. In keinem Fall war am maßgeblichen Stichtag die betriebliche Voraussetzung 

verwirklicht. 

 

Nach den Feststellungen des LSG, die der Kläger nicht mit zulässigen und begründeten 

Verfahrensrügen angegriffen hat und die den Senat deshalb binden (§ 163 SGG), war er 

am 30. Juni 1990 nicht in einem VEB, sondern in einer GmbH beschäftigt. Ein Betrieb die-

ser Rechtsform unterliegt nicht dem Anwendungsbereich der AVItech (Urteil des Senats 

vom 9. April 2002, SozR 3-8570 § 1 Nr 7).  

 

Entgegen der Auffassung des Klägers kommt es nicht darauf an, ob der nach der "Ver-

ordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in 

Kapitalgesellschaften" umgewandelte Betrieb Rechtsnachfolger des vorhergehenden VEB 

geworden ist. Der mit einer solchen Rechtsnachfolge verbundene Übergang ua aller 

Rechte und Pflichten aus bestehenden Arbeitsverhältnissen kann niemals auch Ansprü-

che bzw Anwartschaften aus dem Zusatzversorgungssystem betroffen haben. Denn hier-

bei handelte es sich nicht um einen arbeitsrechtlichen Anspruch, den der Arbeitgeber 
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(= Betrieb im Sinne des DDR-Arbeitsrechts) zu erfüllen hatte. Anspruchsverpflichteter 

konnte nur der Versorgungsträger sein.  

 

Anhaltspunkte, es könne sich bei der GmbH um einen gleichgestellten Betrieb im Sinne 

des § 1 Abs 2 der 2. DB handeln, liegen nicht vor. Auch der Kläger hat dies nicht geltend 

gemacht. Ein Anspruch auf Einbeziehung hätte deshalb nur bestehen können, wenn ihm 

vom Betrieb in einem Einzelvertrag ein Anspruch auf Altersversorgung nach den Vor-

schriften der AVItech zugesagt worden wäre (§ 1 Abs 3 der 2. DB). Eine solche Zusage 

hatte der Kläger nicht erhalten. 

 

3. Das LSG hat somit im Ergebnis zu Recht die erstinstanzliche Entscheidung aufgeho-

ben und die Klagen abgewiesen. Die Revision des Klägers ist als unbegründet zurückzu-

weisen (§ 170 Abs 1 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 183, 193 SGG. 
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